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Gesetzentwurf 
der Staatsregierung 

zur Änderung des Bayerischen Mediengesetzes und anderer Rechtsvor-
schriften 

A) Problem 

Seit dem Jahr 2008 wird das lokale und regionale Fernsehen in Bayern auf 
der Grundlage des Bayerischen Mediengesetzes aus Mitteln des Staatshaus-
halts gefördert. Diese Förderung ist bis zum Ende des Jahres 2012 befristet. 
Die aktuelle Struktur und Programmqualität des lokalen und regionalen Fern-
sehens kann ohne eine finanzielle Förderung nach 2012 nicht bestehen. Der 
Landtag hat die Staatsregierung mit Beschluss vom 9. Juni 2011 (Drs. 16/8913) 
aufgefordert, ein Konzept zu erarbeiten mit dem Ziel, die Zukunft der lokalen 
und regionalen Fernsehangebote in Bayern zu sichern. 

Der Fünfzehnte Rundfunkänderungsstaatsvertrag wird am 1. Januar 2013 in 
Kraft treten. Mit dem Rundfunkbeitragsstaatsvertrag wird die Finanzierung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks neu geregelt. Im Rundfunkstaatsvertrag 
wird das Sponsoring im öffentlich-rechtlichen Rundfunk beschränkt. Der 
Rundfunkgebührenstaatsvertrag wird aufgehoben. 

Die Neuregelungen im Rundfunkstaatsvertrag erfordern redaktionelle An-
passungen des Bayerischen Rundfunkgesetzes (BayRG), des Bayerischen Me-
diengesetzes (BayMG) und des Gesetzes zur Ausführung des Rundfunk-
staatsvertrags und des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags (AGStV Rundf. 
und Jugendmediensch.).  

Im Übrigen sind einzelne Gesetzesänderungen notwendig.  

 

B) Lösung 

Entsprechend dem „Konzept der Staatsregierung zur Sicherung der Zukunft 
des lokalen und regionalen Fernsehens in Bayern nach 2012“ soll die För-
derung aus Mitteln des Staatshaushalts ab dem Jahr 2013 für einen Zeitraum 
von vier Jahren fortgeführt und erhöht werden. Damit wird die Präsenz der 
lokalen und regionalen Fernsehprogramme auf dem digitalen Satelliten we-
sentlich verbessert. Gleichzeitig erfolgt eine Förderung aus Mitteln der 
Bayerischen Landeszentrale für neue Medien. Die Organisation und För-
derung des lokalen und regionalen Fernsehens wird im Bayerischen Medien-
gesetz als ein besonderer Aufgabenschwerpunkt der Landeszentrale festge-
legt. Im Zuge der Erhöhung der Fördermittel für die Satellitenverbreitung 
wird die Verpflichtung von Kabelanlagenbetreibern zur unentgeltlichen Ver-
breitung in Kabelanlagen aufgehoben. 

Das BayRG, das BayMG sowie das AGStV Rundf. und Jugendmediensch. 
sowie das Gesetz zur Ausführung des Staatsvertrags über die Regelung des 
Rundfunkgebührenwesens werden an den Fünfzehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag angepasst. 

Weitere einzelne Gesetzesänderungen werden vorgenommen. 

 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sit-
zungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 
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C) Alternativen 
Keine 

 

D) Kosten 

Für den Staatshaushalt:  

Die Regelung zur Förderung des lokalen und regionalen Fernsehens nach 
Art. 23 BayMG wird für den Zeitraum 2013 bis 2016 verlängert. Gleichzeitig 
soll die staatliche Förderung erhöht werden und bis zu 8 Mio. Euro im Jahr 
2013 und jeweils bis zu 10 Mio. Euro in den Jahren 2014 bis 2016 betragen. 
 
Für die Kommunen: 

Keine 
 
Für die Wirtschaft: 

Die Regelung zur Förderung des lokalen und regionalen Fernsehens nach 
Art. 23 BayMG wird für den Zeitraum 2013 bis 2016 verlängert. Die dabei 
für die Wirtschaft entstehenden Mehrkosten u.a. wegen getrennter Buch-
führung und Aufbewahrungspflichten bleiben bestehen. 
 
Für die Bürger: 

Keine 
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Gesetzentwurf 
zur Änderung des Bayerischen Mediengesetzes und an-
derer Rechtsvorschriften 

 

§ 1 

Änderung des Bayerischen Mediengesetzes 

Das Gesetz über die Entwicklung, Förderung und Ver-
anstaltung privater Rundfunkangebote und anderer Tele-
medien in Bayern (Bayerisches Mediengesetz – BayMG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 2003 
(GVBl S. 799, BayRS 2251-4-S), zuletzt geändert durch § 2 
des Gesetzes vom 25. Oktober 2011 (GVBl S. 530), wird 
wie folgt geändert: 

1. In Art. 3 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „die Anbieter 
oder Veranstalter“ durch die Worte „Leistungsbescheid 
gegenüber den Anbietern oder Veranstaltern“ ersetzt. 

2. Art. 5 Abs. 7 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„3Einzelheiten, insbesondere die Werbeberechtigung, 
die Dauer der Werbung und die Kostenerstattung, re-
gelt die Landeszentrale durch Satzung.“ 

3. Art. 11 wird wie folgt geändert: 

a) Sätze 1 und 2 Nrn. 1 bis 10 werden Abs. 1; dieser 
wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 und der einleitende Satzteil von Satz 2 
werden durch folgenden neuen Satz 1 und 
einleitenden Satzteil von Satz 2 ersetzt: 

„1Ein Aufgabenschwerpunkt der Landeszen-
trale ist die Organisation, Förderung, Verbrei-
tung und Beaufsichtigung von Rundfunkpro-
grammen entsprechend den gesetzlichen Vor-
gaben. 2Dazu gehören vor allem folgende Tä-
tigkeiten:“. 

bb) In Nr. 2 werden die Worte „setzt diese tech-
nisch um“ durch die Worte „stellt eine aus-
gewogene landesweite Rundfunkstruktur si-
cher“ ersetzt.  

cc) Es werden folgende neue Nrn. 3 bis 5 einge-
fügt: 

„3. sie wirkt darauf hin, dass der Mei-
nungsvielfalt Rechnung getragen wird und 
dass die Rundfunkprogramme einen ange-
messenen Anteil von Beiträgen mit kultur-
ellen, kirchlichen, sozialen und wirtschaft-
lichen Inhalten aufweisen,  

  4. sie fördert insbesondere die Herstellung 
und Verbreitung hochwertiger lokaler und 
regionaler Fernsehprogramme unter Be-
rücksichtigung der Möglichkeiten der An-
bieter, die Angebote mit selbst erwirt-
schafteten Mitteln zu finanzieren, 

  5. sie fördert die Herstellung und Verbrei-
tung von weiteren Rundfunkprogrammen 
zur Erhöhung von Vielfalt und Qualität 
dieser Angebote; gemeinnützige Anbieter 
und Zulieferer sind dabei besonders zu be-
rücksichtigen,“. 

dd) Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 6; die Worte 
„Bayern und“ werden durch das Wort 
„Bayern,“ ersetzt und nach dem Wort „fest“ 
werden die Worte „und setzt die in Nr. 2 
genannten Konzepte technisch um“ eingefügt.  

ee) Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 7 und wie folgt 
geändert: 

aaa) Satz 1 wird Halbsatz 1; der Schlusspunkt 
wird durch einen Strichpunkt ersetzt. 

bbb) Satz 2 wird Halbsatz 2; das Wort „Sie“ 
wird durch das Wort „sie“ ersetzt.  

ff) Die bisherigen Nrn. 5 und 6 werden Nrn. 8 und 9. 

gg) Die bisherige Nr. 7 wird Nr. 10; das Komma 
nach dem Wort „Grenzlandes“ wird durch 
einen Schlusspunkt ersetzt.  

hh) Die bisherigen Nrn. 8 bis 10 werden aufge-
hoben. 

b) Satz 2 bisherige Nrn. 11 bis 15 werden Abs. 2 und 
wie folgt geändert: 

aa) Vor den bisherigen Nrn. 11 bis 15 wird folgen-
der einleitender Satzteil eingefügt: 

„Darüber hinaus hat die Landeszentrale insbe-
sondere folgende Aufgaben:“. 

bb) Die bisherige Nr. 11 wird Nr. 1; die Worte 
„Nr. 8“ werden durch die Worte „Abs. 1 Satz 2 
Nr. 3“ ersetzt. 

cc) Die bisherigen Nrn. 12 bis 15 werden Nrn. 2 
bis 5. 

4. Art. 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 werden die Worte „der Verwaltungsrat 
oder der Präsident selbstständig entscheiden“ durch 
die Worte „ein anderes Organ selbstständig ent-
scheidet“ ersetzt. 
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b) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa)  In Nr. 9 werden die Worte „Art. 11 Satz 2 Nrn. 
9 und 10“ durch die Worte „Art. 11 Abs. 1 
Satz 2 Nrn. 4 und 5“ und die Worte „Art. 11 
Satz 2 Nr. 13“ durch die Worte „Art. 11 Abs. 2 
Nr. 3“ ersetzt. 

bb)  In Nr. 10 werden die Worte „Rundfunkstaats-
vertrags und des Jugendmedienschutz-Staats-
vertrags“ durch die Worte „Rundfunkstaatsver-
trags, des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags 
und des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags“ er-
setzt. 

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird vor dem Wort „Mitglieder“ das 
Wort „gesetzlichen“ eingefügt und Halbsatz 2 
gestrichen. 

bb) In Satz 2 wird vor dem Wort „Mitglieder“ das 
Wort „gesetzlichen“ eingefügt.  

5. In Art. 14 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 werden die Worte 
„Rundfunkstaatsvertrags und des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrags“ durch die Worte „Rundfunkstaatsver-
trags, des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags und des 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrags“ ersetzt. 

6. In Art. 21 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „der Rund-
funkgebühr“ durch die Worte „dem Rundfunkbeitrag“ 
ersetzt. 

7. Es wird folgender Art. 23 eingefügt: 

„Art. 23 
Förderung von lokalen und  

regionalen Fernsehangeboten 

(1) 1Die in Erfüllung der öffentlichen Aufgabe nach 
den Abs. 2 bis 4 hergestellten und verbreiteten lokalen 
und regionalen Fernsehangebote werden nach Maßgabe 
der Abs. 6 bis 12 gefördert. 2Damit soll sichergestellt 
werden, dass die Bevölkerung Bayerns flächendeckend 
und gleichwertig mit hochwertigen lokalen und regio-
nalen Fernsehangeboten neben bestehenden lokalen 
und regionalen Hörfunkangeboten, sonstigen elektroni-
schen Medien und Druckwerken versorgt wird. 

(2) 1Die Landeszentrale kann nach Art. 26 genehmigte 
lokale und regionale Fernsehanbieter mit der öffentli-
chen Aufgabe, die bestehende Vielfalt der Meinungen 
im jeweiligen Versorgungsgebiet durch qualitätvolle 
Fernsehprogramme in gleichgewichtiger Weise zum 
Ausdruck zu bringen, betrauen. 2Weitere Vorausset-
zung für die Betrauung ist eine plurale gesellschafts-
rechtliche Zusammensetzung des Anbieters, die keinem 
Gesellschafter einen beherrschenden Einfluss in den 
Organen der Gesellschaft ermöglicht, oder die Einrich-
tung eines Programmausschusses. 3Der Programmaus-
schuss wird vom Medienrat aus seiner Mitte bestellt. 
4Unbeschadet der Trägerschaftsbefugnisse der Landes-
zentrale hat der Programmausschuss alle Rechte eines 
Programmbeirats im Sinn des § 32 des Rundfunkstaats-

vertrags; das Nähere regelt die Landeszentrale durch 
Satzung. 5Mit der Betrauung sind die Anbieter unbe-
schadet der Vorgaben dieses Gesetzes für Rundfunkan-
gebote verpflichtet 
1.  zur Herstellung und Verbreitung jeweils eines ak-

tuellen und authentischen Nachrichten- und Infor-
mationsprogramms von Montag bis Freitag mit ei-
nem täglichen zeitlichen Produktionsumfang von 
20 Minuten ohne Hinzurechnung der Sendezeit für 
Werbung. Das Programm setzt sich zusammen aus 
Beiträgen zum örtlichen Geschehen, insbesondere 
aus den Bereichen Politik, Kultur, Kirche, Wirt-
schaft und Soziales und dient den Kommunikati-
onsinteressen aller Fernsehzuschauer in dem loka-
len oder regionalen Versorgungsgebiet. In dem 
Programm wird über die in dem jeweiligen Versor-
gungsgebiet relevanten gesellschaftlichen und poli-
tischen Kräfte mit der gebotenen journalistischen 
Sorgfalt berichtet. Diese Kräfte sollen auch in an-
gemessenem Umfang in dem Programm zu Wort 
kommen, 

2.  zur Herstellung und Verbreitung eines zusätzlichen 
authentischen lokalen oder regionalen Programms 
bis zu einem gesamten zeitlichen Produktionsum-
fang von 100 Minuten in der Woche ohne Hinzu-
rechnung der Sendezeit für Werbung. Das Pro-
gramm setzt sich zusammen aus Beiträgen zu be-
sonderen lokalen oder regionalen Ereignissen und 
aus Beiträgen aus den Bereichen Bildung, Heimat-
geschichte, Kunst, Brauchtum, Information, Bera-
tung, Sport und Unterhaltung, jeweils mit engem 
lokalen oder regionalen Bezug. Die Verpflichtung 
kann auch durch die Aufnahme eines lokalen oder 
regionalen Spartenprogramms erfüllt werden, 

3.  zur mehrfach wiederholten Ausstrahlung der in den 
Nrn. 1 und 2 genannten Programme entsprechend 
den Informationsinteressen und Sehgewohnheiten 
der Zuschauer. 

(3) 1Die Landeszentrale kann den in Abs. 2 Satz 5 Nr. 2 
genannten zeitlichen Produktionsumfang erweitern 
oder verringern. 2Die Landeszentrale kann insbesonde-
re bei Anbietern in kleineren Versorgungsgebieten von 
der Verpflichtung nach Abs. 2 Satz 5 Nr. 2 absehen. 

(4) Ein Anbieter kann auch mit der Herstellung und 
Verbreitung eines lokalen oder regionalen Spartenpro-
gramms betraut werden, wenn dieses Programm einen 
in Abs. 2 Satz 5 Nrn. 1 und 2 genannten Bereich be-
trifft, einen lokalen und regionalen Bezug hat und zu-
sätzlich zur Meinungsvielfalt im Versorgungsgebiet 
beiträgt. 

(5) 1Die Betrauung ist befristet auszusprechen. 2Sie 
kann mit einer Neugenehmigung oder mit der Verlän-
gerung einer Genehmigung verbunden werden. 3Rechts-
ansprüche auf finanzielle oder sonstige Fördermaßnah-
men werden mit der Betrauung nicht begründet. 

(6) 1Die Landeszentrale sorgt dafür, dass die lokalen 
und regionalen Fernsehangebote nach den Abs. 2 bis 4 
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im Rahmen der technischen und finanziellen Möglich-
keiten insgesamt flächendeckend über die für Fernse-
hen allgemein üblichen technischen Wege verbreitet 
werden. 2Dabei ist die fortschreitende Digitalisierung, 
die Eignung des jeweiligen Verbreitungswegs für loka-
les und regionales Fernsehen und das Verhältnis der 
möglichen Reichweite zu den Kosten zu berücksichti-
gen. 

(7) 1Die Förderung lokaler und regionaler Fernsehan-
gebote nach den Abs. 2 bis 4 erfolgt aus staatlichen 
Mitteln nach Maßgabe des Staatshaushalts und der all-
gemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen. 2Im 
Rahmen der Förderung erhält die Landeszentrale als 
Erstempfänger eine Zuwendung. 3Die Landeszentrale 
leitet die Mittel an die Zuwendungsberechtigten weiter. 
4Dabei entscheidet sie in eigener Verantwortung über 
das Vorliegen der Zuwendungsvoraussetzungen. 5Die 
Landeszentrale fördert die lokalen und regionalen Fern-
sehangebote auf Antrag in Form von Zuwendungsbe-
scheiden. 6Dabei ist sicherzustellen, dass die Ziele die-
ses Gesetzes jeweils mit dem geringsten Aufwand er-
reicht werden. 7Rechtsansprüche auf finanzielle oder 
sonstige Fördermaßnahmen werden nicht begründet. 

(8) Bei der Festlegung der Höhe der Förderung berück-
sichtigt die Landeszentrale insbesondere die Größe des 
jeweiligen Versorgungsgebiets, den Aufwand zur tech-
nischen Verbreitung des Programms sowie die Mög-
lichkeit des Anbieters, das Programm selbst zu finan-
zieren. 

(9) Die Förderung darf nicht über das hinausgehen, was 
erforderlich ist, um die durch die Erfüllung der Aufga-
ben nach den Abs. 2 bis 4 und 6 verursachten Ausga-
ben unter Berücksichtigung der dabei erzielten Ein-
nahmen und sonstiger Förderungen abzudecken. 

(10) Wenn die Erfüllung der Aufgaben nach den Abs. 2 
bis 4 nur einen Teil der Tätigkeiten eines Anbieters 
ausmacht, müssen die Einnahmen und Ausgaben im 
Zusammenhang mit der Erfüllung der Aufgabe und der 
Ausführung von anderweitigen Leistungen in den Bü-
chern getrennt ausgewiesen werden. 

(11) Die Anbieter und die Landeszentrale halten sämt-
liche Unterlagen, anhand derer sich feststellen lässt, ob 
eine Förderung nach den Abs. 2 bis 10 ordnungsgemäß 
durchgeführt wurde, mindestens für einen Zeitraum 
von zehn Jahren vor. 

(12) Weitere Einzelheiten der Förderung nach dieser 
Vorschrift regelt die Landeszentrale durch Satzung.“ 

8. Art. 33 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 entfällt die Satznummerierung. 

b) Sätze 2 bis 5 werden aufgehoben. 

9. Art. 35 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 entfällt die Satznummerierung. 

b) Sätze 2 bis 4 werden aufgehoben. 

10. In Art. 36 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„öffentlich-rechtlichen Fernsehprogramme“ die Worte 
„Erstes Deutsches Fernsehen (Das Erste), Bayerisches 
Fernsehen, BR-alpha, Zweites Deutsches Fernsehen 
(ZDF), 3sat, arte – Der Europäische Kulturkanal, 
PHOENIX – Der Ereignis- und Dokumentationskanal 
und KI.KA – Der Kinderkanal“ eingefügt. 

11. Art. 37 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 4 werden die Worte „Satz 1“ gestrichen. 

bb) In Nr. 5 werden die Worte „Satz 1“ und die 
Worte „oder ohne Genehmigung der Landes-
zentrale nach Art. 35 Abs. 3 Satz 2 Rundfunk-
programme weiterverbreitet“ gestrichen. 

b) In Abs. 3 werden die Worte „Art. 11 Satz 2 Nrn. 9 
bis 11, 13 und 15“ durch die Worte „Art. 11 Abs. 1 
Satz 2 Nrn. 4 und 5 und Abs. 2 Nrn. 1, 3 und 5“ 
ersetzt. 

12. Art. 41 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„2Art. 23 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2016 außer Kraft.“ 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

b) Es wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) Art. 11 Abs. 1 Nr. 4 gilt vom 1. Januar 2013 
bis zum Ablauf des 31. Dezember 2016 mit der 
Maßgabe, dass die Förderung aus Eigenmitteln der 
Landeszentrale im Rahmen des Art. 23 erfolgt.“  

 
§ 2 

Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes 

In Art. 4 Abs. 4 Satz 5 des Gesetzes über die Errichtung 
und die Aufgaben einer Anstalt des öffentlichen Rechts 
„Der Bayerische Rundfunk“ (Bayerisches Rundfunkgesetz 
– BayRG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Oktober 2003 (GVBl S. 792, BayRS 2251-1-S), zuletzt 
geändert durch § 1 des Gesetzes vom 25. Oktober 2011 
(GVBl S. 530), werden die Worte „§ 8“ durch die Worte 
„§§ 8 und 16 Abs. 6“ ersetzt. 
 

§ 3 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung  

des Rundfunkstaatsvertrags und des 
Jugendmedienschutz-Staatsvertrags 

Das Gesetz zur Ausführung des Rundfunkstaatsvertrags 
und des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags (AGStV Rundf. 
und Jugendmediensch.) vom 24. Juli 2003 (GVBl S. 477, 
480, BayRS 2251-11-S), zuletzt geändert durch § 3 des Ge-
setzes vom 25. Oktober 2011 (GVBl S. 530), wird wie folgt 
geändert: 
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1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Gesetz zur Ausführung des Rundfunkstaatsvertrags, 
des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags und des Rund-
funkbeitragsstaatsvertrags (AGStV Rundf, Jumedsch, 
Rundfbeitr)“ 

2. In Art. 4 Nr. 2 werden die Worte „der Rundfunk-
gebühr“ durch die Worte „dem Rundfunkbeitrag“ er-
setzt. 

3. Art. 7 wird durch folgenden neuen Art. 7 und folgen-
den Art. 8 ersetzt: 

„Art. 7 
1Rückständige Rundfunkbeiträge nach dem Rundfunk-
beitragsstaatsvertrag sowie Zinsen, Kosten und Säum-
niszuschläge, die nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 des 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrags in Verbindung mit den 
entsprechenden Satzungsregelungen zu entrichten sind, 
werden im Vollstreckungsverfahren nach den Vor-
schriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 
Vollstreckungsgesetzes beigetrieben. 2Der Bayerische 
Rundfunk ist befugt, für die Vollstreckung der in Satz 1 
genannten Forderungen eine Vollstreckungsanordnung 
zu erteilen und zu diesem Zweck die Vollstreckungs-
klausel auf eine Ausfertigung des Leistungsbescheids 
oder eines Ausstandsverzeichnisses zu setzen. 3Bei 
einer Vollstreckungsanordnung, die mit Hilfe automa-
tischer Einrichtungen erlassen wird, können Unter-
schrift und Dienstsiegel fehlen. 

Art. 8 

Sachlich zuständig zur Verfolgung der Ordnungswid-
rigkeiten gemäß § 12 des Rundfunkbeitragsstaatsver-
trags sind die Kreisverwaltungsbehörden.“ 

 
§ 4 

Änderung des Gesetzes zur Ausführung  
des Staatsvertrags über die Regelung des 

Rundfunkgebührenwesens 

Das Gesetz zur Ausführung des Staatsvertrags über die 
Regelung des Rundfunkgebührenwesens vom 4. Dezember 
1969 (BayRS 2251-3-2-S) wird wie folgt geändert:  

1. Der Überschrift wird der Klammerzusatz „(Ausfüh-
rungsgesetz Rundfunkgebühren – AGStVRundfGeb)“ 
angefügt. 

2. In Art. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Rundfunkge-
bühren“ die Worte „ , die bis zum Ablauf des 31. De-
zember 2012 entstanden sind,“ eingefügt. 

3. In Art. 2 werden die Worte „des Staatsvertrags“ durch 
die Worte „des Rundfunkgebührenstaatsvertrags, die 
bis zum Ablauf des 31. Dezember 2012 begangen 
wurden,“ ersetzt. 

4. Art. 3 wird aufgehoben. 

5. Der bisherige Art. 4 wird Art. 3. 

§ 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. 

 

 

 

 
Begründung: 

A. Allgemeines 

Seit dem Jahr 2008 wird das lokale und regionale Fernsehen in 
Bayern auf der Grundlage des Bayerischen Mediengesetzes aus 
Mitteln des Staatshaushalts gefördert. Diese Förderung ist bis zum 
Ende des Jahres 2012 befristet. Die aktuelle Struktur und Pro-
grammqualität des lokalen und regionalen Fernsehens kann ohne 
eine finanzielle Förderung nach 2012 nicht bestehen. Der Landtag 
hat die Staatsregierung mit Beschluss vom 9. Juni 2011 (Drs. 
16/8913) aufgefordert, ein Konzept zu erarbeiten mit dem Ziel, die 
Zukunft der lokalen und regionalen Fernsehangebote in Bayern zu 
sichern. 

Entsprechend dem „Konzept der Staatsregierung zur Sicherung 
der Zukunft des lokalen und regionalen Fernsehens in Bayern 
nach 2012“ soll die Förderung aus Mitteln des Staatshaushalts ab 
dem Jahr 2013 für einen Zeitraum von vier Jahren fortgeführt und 
erhöht werden. Damit wird die Präsenz der lokalen und regionalen 
Fernsehprogramme auf dem digitalen Satelliten wesentlich verbes-
sert. Gleichzeitig erfolgt eine Förderung aus Mitteln der Bayer-
ischen Landeszentrale für neue Medien. Die Organisation und 
Förderung des lokalen und regionalen Fernsehens wird im 
Bayerischen Mediengesetz als ein besonderer Aufgabenschwer-
punkt der Landeszentrale festgelegt. Im Zuge der Erhöhung der 
Fördermittel für die Satellitenverbreitung wird die Verpflichtung 
von Kabelanlagenbetreibern zur unentgeltlichen Verbreitung in 
Kabelanlagen aufgehoben. 

Der Fünfzehnte Rundfunkänderungsstaatsvertrag wird am 1. Ja-
nuar 2013 in Kraft treten. Mit dem Rundfunkbeitragsstaatsvertrag 
wird die Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks neu 
geregelt. Im Rundfunkstaatsvertrag wird das Sponsoring im 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk beschränkt. Der Rundfunkgebüh-
renstaatsvertrag wird aufgehoben. 

Das Bayerische Rundfunkgesetz (BayRG), das Bayerische Me-
diengesetz (BayMG) und das Gesetz zur Ausführung des Rund-
funkstaatsvertrags und des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags 
(AGStV Rundf. und Jugendmediensch.) sowie das Gesetz zur 
Ausführung des Staatsvertrags über die Regelung des Rundfunk-
gebührenwesens werden an die Neuregelungen des Rundfunk-
staatsvertrags angepasst. 

Im Übrigen werden einzelne Gesetzesänderungen vorgenommen. 

 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1  
(Änderung des Bayerischen Mediengesetzes) 

Zu Nr. 1: 

Klarstellung, dass die Landeszentrale die Sicherstellung der Finan-
zierung durch Leistungsbescheid bewirken kann. 
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Zu Nr. 2: 

Entsprechend der Regelung zur Wahlwerbung nach Art. 5 Abs. 5 
Satz 5 wird auch bei der Werbung aus Anlass eines zugelassenen 
Volksbegehrens oder Volksentscheids eine angemessene Kosten-
erstattung durch Satzung der Landeszentrale geregelt. 
 
Zu Nr. 3: 

Nach dem „Konzept der Staatsregierung zur Sicherung des lokalen 
und regionalen Fernsehens in Bayern nach 2012“ sollen weiterhin 
die Förderung aus staatlichen Mitteln und die Förderung aus 
Mitteln der Landeszentrale kombiniert werden. 
Dazu wird der Aufgabenkatalog der Landeszentrale in Art. 11 
Abs. 1 präzisiert durch Festlegung von Organisation, Förderung, 
Verbreitung und Beaufsichtigung von Rundfunkprogrammen als 
einen Aufgabenschwerpunkt. Darüber hinaus erfüllt die Landes-
zentrale die Aufgaben nach Art. 11 Abs. 2. Die bisher in Art. 11 
Satz 2 aufgezählten Aufgaben werden thematisch zusammenge-
fasst. 

Zu a) 

Zu der in Art. 11 Abs. 1 Satz 1 genannten Aufgabe, bei der die 
Verbreitung von Rundfunkprogrammen nach wie vor auf allen 
Verbreitungswegen stattfindet, und den in Satz 2 genannten Tätig-
keiten: 

Nr. 1 regelt die Aufsichtstätigkeit wie bisher. 

In Nr. 2 geht es um die Entwicklung von Konzepten und die 
Sicherstellung einer ausgewogenen landesweiten Rundfunkstruk-
tur.  

Nach Nr. 3 achtet die Landeszentrale auf Beiträge mit unter an-
derem kulturellen Inhalten. Eines besonderen Hinweises auf 
deutsche und europäische Film- und Fernsehproduktionen bedarf 
es wegen § 6 des Rundfunkstaatsvertrags nicht mehr. 

In Nr. 4 wird im Rahmen des Tätigkeitskatalogs ein besonderer 
Schwerpunkt auf die Förderung des lokalen und regionalen Fern-
sehens gelegt. Damit sind auch lokale und regionale Fernseh-Spar-
tenprogramme gemeint. Im Jahr 2012 ist die Landeszentrale ge-
setzlich verpflichtet, einen Beitrag zur Förderung des lokalen und 
regionalen Fernsehens in Höhe von zwei Millionen Euro zu leis-
ten. Mit der vorgesehenen Erhöhung der staatlichen Förderung 
nach Art. 23 ab dem Jahr 2013 wird die technische Verbreitung 
der Programme deutlich erweitert. Damit verbunden ist auch eine 
Erwartung der Zuschauer an eine Verbesserung der Programm-
qualität. Es ist davon auszugehen, dass in den Folgejahren ein 
zumindest gleich hoher Förderbedarf gegenüber der Landeszen-
trale wie im Jahr 2012 besteht. Die Landeszentrale wird wie bisher 
ihren Förderbeitrag als Eigenmittel in die Förderung der Her-
stellung und Verbreitung der nach Art. 23 betrauten Programme 
einbringen.  

Darüber hinaus fördert die Landeszentrale gemäß Nr. 5 weitere 
Rundfunkprogramme. 

Nrn. 6 bis 10 betreffen die technische Konzeption der Landeszen-
trale für die Rundfunkangebote. 

Zu b) 

In Art. 11 Abs. 2 werden sonstige Aufgaben genannt. 

Zu Nr. 4: 
Zu a) 
Nach § 35 Abs. 2 des Rundfunkstaatsvertrags haben die Landes-
medienanstalten weitere dort genannte Organe. In Art. 12 Abs. 1 
erfolgt daher eine begriffliche Anpassung. 

Zu b) 

Redaktionelle Anpassung an den neuen Art. 11 und an das Gesetz 
zur Ausführung des Rundfunkstaatsvertrags, des Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrags und des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags. 

Zu c) 

In Satz 1 und Satz 2 wird klargestellt, dass wie in Art. 15 Abs. 3 
die gesetzlichen Mitglieder des Medienrats gemeint sind. Satz 1 
zweiter Halbsatz wird gestrichen, da die Übertragung von Be-
fugnissen in Einzelfällen auf den Präsidenten bereits von Satz 1 
erster Halbsatz erfasst wird. 
 
Zu Nr. 5: 

Redaktionelle Anpassung an das Gesetz zur Ausführung des 
Rundfunkstaatsvertrags, des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags 
und des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags. 
 
Zu Nr. 6: 

Redaktionelle Anpassung an den Fünfzehnten Rundfunkänder-
ungsstaatsvertrag. 
 
Zu Nr. 7: 

Regelung der Fortgeltung des Fördersystems nach Art. 23. 

Seit 2008 wird das lokale und regionale Fernsehen in Bayern (Lo-
kal-TV) auf der Grundlage des Art. 23 aus Mitteln des Staatshaus-
halts gefördert. Die Förderung wurde von 2010 bis einschließlich 
2012 verlängert. 

Mit Beschluss vom 9. Juni 2011 (Drs. 16/8913) hat der Landtag 
die Staatsregierung aufgefordert, ein Konzept zu erarbeiten mit 
dem Ziel, die Zukunft der lokalen und regionalen Fernsehangebote 
in Bayern zu sichern. Dabei sollte insbesondere die technische 
Infrastruktur der Verbreitung in den Blick genommen werden. Ge-
meinsam mit der Bayerischen Landeszentrale für neue Medien 
sollten Anreize für langfristig tragfähige Geschäftsmodelle gesetzt 
und Maßnahmen zur Verbesserung der Verbreitungswege und der 
Wirtschaftlichkeit begleitet werden.  

Das „Konzept der Staatsregierung zur Sicherung des lokalen und 
regionalen Fernsehens in Bayern nach 2012“ wurde am 14. März 
2012 im Landtag vorgestellt.  

Aktuell werden nach Art. 23 hochwertige lokale und regionale 
Fernsehprogramme gefördert. 16 Fernsehanbieter sowie 7 Spar-
tenanbieter erhalten eine Förderung zur Herstellung sowie zur 
technischen Verbreitung ihrer Programme. Die Förderung erfolgt 
vor dem Hintergrund, dass lokales und regionales Fernsehen den 
Zuschauern authentische Informationen vor Ort bietet. Nach 
Art. 23 Abs. 2 Satz 5 Nr. 2 BayMG bzw. nach Art. 23 Abs. 4 Bay-
MG können auch gemeinschaftliche Programme betraut und 
gefördert werden, wenn die einzelnen Beiträge jedenfalls ab-
wechselnd engen lokalen oder regionalen Bezug bzw. bei Spar-
tenprogrammen lokalen oder regionalen Bezug (z.B. Kirchen-
magazine) zu einzelnen Sendegebieten haben und nicht den 
Charakter von landesweiten oder überregionalen Programmen ha-
ben. 

Die technische Verbreitung des Lokal-TV erfolgt derzeit schwer-
punktmäßig über das Breitbandkabel. Dort hat jeder der Lokal-
TV-Sender einen eigenen Kanal. Auf dem digitalen Satelliten sind 
die Lokalprogramme jeweils zu mehreren gebündelt. In den Re-
gionen München und Nürnberg besteht darüber hinaus die Mög-
lichkeit des digitalen terrestrischen Empfangs (DVB-T).  
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Unter Ausnutzung der genannten Übertragungstechniken können 
bereits jetzt alle Einwohner Bayerns ihr Lokal-TV empfangen. 
Dabei haben die Satellitennutzer den Nachteil, dass sie ihr Lokal-
TV oft nur zu eingeschränkten und ungünstigen Sendezeiten we-
gen der „Nacheinander-Ausstrahlung“ mehrerer Sender auf einem 
Satellitenkanal empfangen können.  

Die Nutzung des Lokal-TV in Bayern ist stets hoch. In der „Funk-
analyse Bayern 2012“ zählen zum weitesten Seherkreis des Lokal-
TV – d.h. Zuschauer im Verlauf von 14 Tagen – aktuell rund 
3,2 Mio. Personen ab 14 Jahren in Bayern. 

Ausgehend von diesen Grundlagen und von dem hohen Wert, den 
der Landtag der Vielfalt und Qualität in der lokalen und regio-
nalen Fernsehberichterstattung beimisst, wird die Förderung nach 
2012 fortgesetzt mit dem Ziel, die Zukunft des Lokal-TV in 
Bayern zu sichern.  

Im Landtag wurde auch das besondere Anliegen der Erhaltung der 
kleingliedrigen Struktur von derzeit 16 lokalen bzw. regionalen 
Versorgungsgebieten zum Ausdruck gebracht. 

Im Schwerpunkt soll die technische Verbreitung des Lokal-TV an 
die Entwicklung der digitalen Technik angepasst werden. Ent-
sprechend der zunehmenden Bedeutung des digitalen Satelliten für 
die Übertragung von Fernsehen soll dort die Präsenz des Lokal-
TV verbessert werden.  

Besonders kleinere Lokal-TV-Sender, die aktuell zu mehreren auf 
einem Satellitenkanal senden, sollen eine größere Sendefläche be-
kommen, so dass die Zuschauer ihr jeweiliges Lokal-TV-Pro-
gramm in der so genannten Primetime ab 18:00 Uhr sehen kön-
nen. 

Das Lokal-TV soll auch rechtzeitig in die Entwicklung des Hy-
brid-Fernsehens – Empfang der Fernsehsignale über Internet – 
eingebunden werden.  

Die Zielvorgabe der Beibehaltung der aktuellen Lokal-TV-Struk-
tur ist nur mit einer deutlichen Erhöhung der Förderung aus 
öffentlichen Mitteln zu erreichen. Es ist dagegen nicht zu erwar-
ten, dass eine damit finanzierte Verbesserung der Verbreitungs-
wege gleichzeitig zu einer Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der 
Lokal-TV-Sender führt. 

Nach einer Analyse der Bayerischen Landeszentrale für neue Me-
dien kann eine optimale Verbreitungsstruktur durch die Erwei-
terung der digitalen Satellitenverbreitung von derzeit vier Kanälen 
auf künftig zehn Kanäle erreicht werden. Die Präsenz auf den Ver-
breitungswegen und die Wahrnehmbarkeit des Lokal-TV durch 
die Fernsehzuschauer in Bayern kann dadurch erheblich gesteigert 
werden. Besonders die Präsenz kleinerer Sender kann erheblich 
verbessert werden. 

Zur Sicherung der Zukunft des Lokal-TV wird daher im Zeitraum 
2013 bis 2016 die Förderung aus staatlichen Mitteln fortgeführt 
und soll entsprechend dem Bedarf für die erweiterte Satellitenver-
breitung erhöht werden. In dem Konzept der Staatsregierung sind 
an staatlichen Fördermitteln bis zu 8 Mio. Euro (Haushaltsansatz) 
im Jahr 2013 und bis zu 10 Mio. Euro (Haushaltsansatz) jeweils in 
den Jahren 2014 bis 2016 vorgesehen. 

Die Förderung aus staatlichen Mitteln bleibt verbunden mit der 
Förderung aus Mitteln der Bayerischen Landeszentrale für neue 
Medien nach § 1 Nr. 3. Dort erfolgt eine Präzisierung des Aufga-
benkatalogs der Landeszentrale durch Festlegung von Organisa-
tion und Förderung des Lokal-TV in Art. 11 als einen besonderen 
Aufgabenschwerpunkt. Die Landeszentrale wird das lokale und re-
gionale Fernsehen ausschließlich im Rahmen des Art. 23 fördern. 

Bei der Fortführung der Förderung werden auch die EU-beihilfe-
rechtlichen Vorgaben beachtet, hier der Beschluss der Kommis-
sion vom 20. Dezember 2011 über die Anwendung von Artikel 
106 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union auf staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen 
zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse be-
traut sind (2012/21/EU; Abl. L 7/3). 

Aus redaktionstechnischen Gründen wird der Wortlaut des bislang 
geltenden Art. 23 weitgehend übernommen. 

Die einzige Änderung ist die Neufassung des Art. 23 Abs. 3 
Satz 1. Danach kann die Landeszentrale nach pflichtgemäßem Er-
messen den zeitlichen Produktionsumfang nach Art. 23 Abs. 2 
Satz 5 Nr. 2 verändern. Besonders bei einer Erweiterung des zeit-
lichen Produktionsumfangs achtet die Landeszentrale auf die Mö-
glichkeiten der Finanzierung des Programms. 
 
Zu Nr. 8: 

Ab dem Jahr 2013 wird der digitale Satellit mit der Förderung aus 
staatlichen Mitteln nach Art. 23 als gleichwertiger Verbreitungs-
weg für lokalen und regionalen Rundfunk im Verhältnis zur Ka-
belverbreitung und zur terrestrischen Verbreitung eingesetzt. Die 
Verpflichtung von Betreibern von Kabelanlagen, unentgeltlich 
Übertragungskapazitäten zur Verfügung zu stellen, wird daher 
aufgehoben. 
 
Zu Nr. 9: 

Anpassung an die Regelungen des § 51b Abs. 1 und 2 des Rund-
funkstaatsvertrags und des Art. 35 Abs. 1, nach denen für die Wei-
terverbreitung von Programmen in Kabelanlagen keine Geneh-
migung vorgeschrieben ist. 
 
Zu Nr. 10: 

Auch nach Wegfall der analogen Erstverbreitung der Fernsehpro-
gramme über Satellit im Frühjahr 2012 bleibt es bei dem bis-
herigen Pflichtkontingent für die Einspeisung öffentlich-recht-
licher Fernsehprogramme. Die Fernsehprogramme werden na-
mentlich in Art. 36 Abs. 1 Satz 1 genannt. 
 
Zu Nr. 11: 

Zu a) 

Folgeänderungen. 

Zu aa) 

Folgeänderung zu Art. 33 Abs. 2. 

Zu bb)   

Folgeänderung zu Art. 35 Abs. 3. 

Zu b) 

Folgeänderung zu Art. 11. 
 
Zu Nr. 12: 

Regelung der Befristung des Fördersystems nach Art. 23 BayMG. 
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Zu § 2  
(Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes) 

Anpassung an den Fünfzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag. 
In der Neuregelung des § 16 Abs. 6 des Rundfunkstaatsvertrags 
wird das Sponsoring im öffentlich-rechtlichen Rundfunk be-
schränkt. 
 
Zu § 3  
(Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Rundfunkstaats-
vertrags und des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags) 
 
Zu Nr. 1: 

Änderung der Überschrift; in das Gesetz werden die Regelungen 
zur Ausführung des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags aufgenom-
men. 
 
Zu Nr. 2: 

Redaktionelle Anpassung an den Fünfzehnten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag. 
 
Zu Nr. 3: 

Der bisherige Art. 7 wird aufgehoben, da in dem Gesetz keine 
Vollzitate verwendet werden und auch sonst keine starre Ver-
weisung enthalten ist. 

In dem neuen Art. 7 wird die Beitreibung rückständiger For-
derungen geregelt.  

In Art. 8 wird die sachliche Zuständigkeit zur Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten geregelt. 

Zu § 4  
(Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Staatsvertrags 
über die Regelung des Rundfunkgebührenwesens) 

Mit dieser Änderung werden im Ausführungsgesetz Übergangs-
vorschriften eingefügt, die sicherstellen, dass bis 31. Dezember 
2012 bereits angefallene Rundfunkgebühren noch mit Rechts-
grund bezahlt oder beigetrieben werden. Entsprechend wird auch 
die Vorschrift im Ordnungswidrigkeitenrecht geändert, um began-
gene, aber noch nicht auf der Grundlage des alten Rechts ge-
ahndete Ordnungswidrigkeiten verfolgen zu können. 
 
Zu § 5  
(Inkrafttreten) 

Inkrafttreten des Gesetzes.     
 


